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Erik Marquardt (Verts/ALE)

Betrifft: 1 018 Fälle von „Drift-backs“ in der Ägäis

Die Rechercheagentur „Forensc Architecture“ hat vor kurzem gemeldet, dass die griechische 
Küstenwache teilweise mit der Unterstützung von Frontex in 1 018 Fällen Flüchtlinge auf 
Rettungsinseln ausgesetzt hat, damit sie so aus griechischen Gewässern zurück an die türkische 
Küste treiben, was auch als „Drift-back“ bezeichnet wird1. Obwohl es immer mehr Belege für diese 
Praxis gibt, ist die Reaktion der Kommission darauf bislang sehr verhalten und zweideutig gewesen, 
was den Eindruck erweckt, dass sie die griechischen staatlichen Stellen decken will, anstatt als 
Hüterin der Verträge aufzutreten.

1. Gedenkt die Kommission, gemeinsam mit Frontex Maßnahmen im Hinblick auf die genannten 
Fälle zu ergreifen, oder geht sie davon aus, dass die griechische Transparenzbehörde diese 
Vorkommnisse zum Gegenstand einer unabhängigen Untersuchung machen wird?

2. Berücksichtigt die Kommission bei der Behandlung der systematischen 
Menschenrechtsverletzungen, die der griechischen Regierung zur Last gelegt werden, den 
Interessenkonflikt angesichts der Parteizugehörigkeit von Vizepräsident Margaritis Schinas, der 
im Kollegium der Kommissionsmitglieder für die Förderung unserer europäischen Lebensweise 
zuständig ist?

3. Räumt die Kommission die häufigen und schwerwiegenden Menschenrechtsverletzungen an den 
griechischen Grenzen endlich ein, nachdem eine Vielzahl etablierter Akteure eine lange Liste 
von Beweisen veröffentlicht hat?

1 https://forensic-architecture.org/investigation/drift-backs-in-the-aegean-sea


